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VORSCHLÄGE

Der Entwicklungsausschuss ersucht den federführenden Haushaltskontrollausschuss, folgende 
Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen:

– unter Hinweis auf die Verordnung (EG) Nr. 1905/2006 des Europäischen Parlament und 
des Rates vom 18. Dezember 2006 zur Schaffung eines Finanzierungsinstruments für die 
Entwicklungszusammenarbeit (DCI)1,

– unter Hinweis auf die in der im September 2000 von 189 Ländern unterzeichneten 
Millenniums-Erklärung aufgeführten Millenniums-Entwicklungsziele der Vereinten 
Nationen,

A. in der Erwägung, dass es im gegenwärtigen Klima eines weltweiten 
Konjunkturabschwungs besonders wichtig ist, eine wirksame Kontrolle der EU-Mittel für 
die Entwicklungszusammenarbeit sicherzustellen,

B. in der Erwägung, dass in Artikel 25 Absatz 1 Buchstabe b) des DCI die Bedingungen für 
die Gewährung von Budgethilfen an Partnerländer festgelegt werden, 

1. begrüßt die jüngsten Verbesserungen in der Zusammenarbeit zwischen den Vereinten 
Nationen sowie weiteren internationalen Organisationen und den Organen der 
Europäischen Union, was die Überwachung der Finanzmittel für die 
Entwicklungszusammenarbeit betrifft; fordert eine weitere Vertiefung dieser 
Verbesserungen in naher Zukunft;

2. unterstreicht die Notwendigkeit einer intensiveren Kontrolle der Umsetzung der EU-
Entwicklungszusammenarbeit; fordert die Vereinten Nationen sowie die anderen
internationalen Organisationen, die EU-Gelder verwalten, auf, umfassend mit dem 
Europäischen Rechnungshof und dem Europäischen Amt für Betrugsbekämpfung (OLAF) 
sowie der Gemeinsamen Inspektionsgruppe der Vereinten Nationen zusammenzuarbeiten;

3. stellt die Weiterleitung der Mittel durch den Kernetat der Regierung („Budgethilfen“) über 
Treuhandfonds der Geber (MDTF) mit Beiträgen aus dem Gemeinschaftshaushalt in 
Frage, da nicht davon ausgegangen wird, dass Afghanistan bereits die Anforderungen der 
EG für eine direkte Beteiligung an einem Budgethilfen-Programm erfüllt; vertritt die 
Auffassung, dass Budgethilfen, wenn die entsprechenden Anforderungen erfüllt sind, auf 
sektorbezogener Grundlage gewährt werden sollten;

4. verweist auf das DCI-Erfordernis2, dass Budgethilfen einhergehen sollten mit einer 
Unterstützung der Bemühungen der Partnerländer um die Entwicklung parlamentarischer 
Kontroll- und Prüfkapazitäten und die Verbesserung der Transparenz und des Zugangs der 
Öffentlichkeit zu Informationen; weist darauf hin, dass entsprechende Maßnahmen auch 
durchgeführt werden sollten, wenn „Budgethilfen“ von anderen Gebern oder MDTF 
gewährt werden;

                                               
1 ABl. L 378 vom 17.12.2006, S. 41
2 DCI Artikel 25 Absatz 1 Buchstabe b)



PE412.324v01-00 4/4 PA\743463DE.doc

DE

5. betont, wie wichtig die Bewertung der gemeinschaftlichen Zusammenarbeit in 
Afghanistan gemäß der DCI-Anforderung1 ist, damit die Bewertungen auf einer soliden 
Grundlage beginnen, die Koordinierung der Geber einschließen sowie Aspekte betreffend 
Ressourcen und Ergebnisse (Output, outcome, impact) berücksichtigen; fordert, dass die 
Prüfungsfeststellungen für die Festlegung nachfolgender Kooperationsmaßnahmen 
genutzt werden;

6. ist äußerst besorgt über die Risiken, denen das in der Entwicklungszusammenarbeit in 
Afghanistan tätige Personal ausgesetzt ist, was durch den Tod von vier Beschäftigten im 
August 2008 deutlich gemacht wurde; vertritt die Auffassung, dass die Sicherheit des 
zivilen Hilfspersonals durch die Verwischung der Unterschiede zwischen militärischen 
und zivilen Akteuren gefährdet ist, die dadurch entsteht, dass im Rahmen des 
Wiederaufbaus in den Provinzen Militär zur Durchführung von Entwicklungsmaßnahmen 
eingesetzt wird;

7. bedauert, dass die Beziehungen zwischen nichtstaatlichen Akteuren und der afghanischen 
Regierung sich nicht immer reibungslos gestalten, und fordert, alle Anstrengungen zur 
Verbesserung der Beziehungen zu unternehmen; verweist außerdem auf die 
Notwendigkeit, eine genaue Definition nicht gewinnorientierter nichtstaatlicher Akteure 
auf nationaler Ebene festzulegen;

8. verweist auf die besonderen Probleme afghanischer Frauen unter dem Regime der Taliban 
und in der Folgezeit2 und stellt fest, dass in dieser Zeit entstandene kulturelle 
Verhaltensweisen nur allmählich geändert werden können; fordert die Kommission auf, 
bei all ihren Entwicklungsmaßnahmen im Land geschlechtsspezifische Aspekte zu 
berücksichtigen;

9. betont, wie wichtig es ist, alle Formen von Kinderarbeit, Kinderhandel und Gewalt gegen 
Kinder zu bekämpfen und den sozialen Schutz von Minderjährigen in Afghanistan zu 
verbessern; fordert Programme zur Förderung des Schulbesuchs von Kindern, 
einschließlich der Zahlung von Schulgebühren und Schulspeisungsprogrammen;

10. unterstreicht die große Bedeutung der Geberkoordinierung in Afghanistan und 
insbesondere der Harmonisierung der Verfahren auf der Grundlage von Systemen und 
Verfahren der Partnerländer; fordert nachdrücklich, dass diese und weitere Maßnahmen 
betreffend die Wirksamkeit der Entwicklungszusammenarbeit gemäß der einschlägigen 
Pariser Erklärung in Afghanistan uneingeschränkt umgesetzt werden.

                                               
1 DCI Artikel 33
2 Wie in Ziffer 33 der Entschließung des Europäischen Parlaments vom 8. Juli zur Stabilisierung Afghanistans: 
Herausforderungen für die Europäische Union und die internationale Gemeinschaft beschrieben.
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